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Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Gesetzentwurf in der aus der nachstehenden Zusammen 
Stellung ersichtlichen Fassung zuzustimmen. 


Bonn, den 20. Mai 1953 
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Frau Lockmann 
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Zusammenstellung 

des von der Fraktion der FDP eingebrachten 

Entwurfs eines Gesetzes 

zur Aufhebung überholter steuerrechtlicher Vorschriften 
- Nr. 2054 der Drucksachen - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 

(11. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Aufhebung über- 
holter steuerrechtlicher Vorschriften 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Einziger Paragraph 

Kapitel III Erster Abschnitt Reichsfluchtsteuer 
§§ 1 bis 13 der Vierten Verordnung des 
Reichspräsidenten zur Sicherung von Wirt- 
schaft und Finanzen und zum Schutze des 
inneren Friedens vom 8. Dezember 1931 
(RGBl, I S. 699/731), die Verordnung 
zur Verlängerung der Geltungsdauer 
der Vorschriften über die Reichs- 
fluchtsteuer vom 24. Dezember 1941 
(RGBl. I S. 801) sowie die Verordnung 
zur Verlängerung der Geltungsdauer 
der Vorschriften über*die Reichs- 
fluchtsteuer vom 9. Dezember 1942 
(RGBl. I S. 682) werden aufgehoben. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Aufhebung über- 
holter steuerrechtlidier Vorschriften 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Kapitel III Erster Abschnitt Reichsfluchtsteuer 
§§ 1 bis 13 der Vierten Verordnung des 
Reichspräsidenten zur Sicherung von Wirt- 
schaft und Finanzen und zum Schutze des 
inneren Friedens vom 8. Dezember 1931 
(ReichsgesetzbL I S. 699/731) wird mit den 
hierzu ergangenen Änderungs- und Durch- 
führungsvorschriften aufgehoben. 


§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des §12 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S.l) 
auch im Land Berlin. 



